
199.76

199.98

199.97
199.70

200.12

200.01

199.72

199.90

196.77

195.88
198.19

198.50

195.92

199.90

199.58

198.25

196.64

200.12

198.09

201.92

198.09

196.77

201.49

201.70

197.43

198.67

197.94

198.75

198.57

199.52

198.84

201.35

201.18

200.65

199.67

200.22

200.02

198.98

198.36

201.74

201.45

200.71 201.19

201.47

200.90

204.47

199.83

199.92

200.23
199.99

201.52
200.48

199.78

200.03

199.71

199.58

B 2
29

 - 
Arn

sb
erg

er 
Str

aß
e

Wippringser Heide

3,00 / 5,00

80,00

21,00

21,00

50,00

20,00

vorhandener Hähnchenmaststall

3,00

 MD* I 
OK 210,00 m 

GRZ 0,6 E  

20,0020,0
0

 MD I 
OK 210,00 m 

GRZ 0,6 E / 2 Wo 

Gemarkung Ruploh
Flur 2

K 32

9

80

50

79

99

10

11

51

68

36
37

35

45

106

115

103

104

101
110

223

185
184

STADT SOEST - ORTSTEIL RUPLOH
BEBAUUNGSPLAN NR. 1 - EHEMALIGE BÜECKE-KASERNE"
M.: 1 :  1000
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Plangebiet

RECHTSGRUNDLAGEN: 
· Baugesetzbuch ( BauGB ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21 .12.2006 (BGBl. I 2006 S. 
3316), in Kraft getreten am 01.01.2007 
· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauN-
VO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466)  
· Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256) , zuletzt geändert durch Art i-
kel 2 des Gesetzes vom 11.12.2007 (GV.NRW. S. 708) 
· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 
58) 
· Gemeindeordnung für das Land Nordrhein -Westfalen (GO NRW) in der Fassung der B e-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666  ff.), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 24.06.2008 (GV.NRW. S. 514) 

Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche: 
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 
 
 E offene Bauweise, ausschließlich zulässige Hausform ist das Einzelhaus 
 
  Baugrenze 
 
  überbaubare Grundstücksfläche 
 
  nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 
Abstand baulicher Anlagen zur Bundesstraße: 
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
Bauliche Anlagen, Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs sowie Anlagen der Au-
ßenwerbung müssen einen Abstand von mindestens 20 m zum äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahnen der Bundesstraße 229 einhalten. Die Einrichtung unmittelbarer Zu- und Abfahrten 
an die Bundesstraße ist nicht zulässig. (siehe Hinweis Nr. 3) 
Verkehrsflächen: 
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 
 
  Private Verkehrsfläche 
 
Ein- und Ausfahrt: 
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 
 
  Ein- und Ausfahrtbereich 
 
Der Anschluss des Plangebietes an die öffentliche Verkehrsfläche ist ausschließlich im festge-
setzten Ein- und Ausfahrtbereich zulässig. 
 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME: 
(§ 9 (6) BauGB) 
  Grenze des Naturschutzgebietes "Büecke" 
 
ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN: 
(§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW) 
Dächer: 
Dächer sind mit unglasierten Materialien in roten bis rotbraunen oder anthrazitfarbenen Farb-
stellungen einzudecken. Ausnahmen sind zulässig, wenn diese Dacheindeckungen nachweislich 
aus ökologischen Gründen (z.B. Glasdächer zur Solarenergienutzung, Gründächer) gewählt wer-
den. 
 

Werbeanlagen: 
§ Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
§ Werbeanlagen oberhalb der Traufe, an Schornsteinen und anderen hochragenden Bauteilen 

sowie Werbeanlagen in beweglicher, veränderlicher, blinkender und reflektierender Form 
sind unzulässig. 

§ Freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig. 
§ Werbeanlagen an Gebäuden sind nur bis zu einer Höhe von maximal 2 m und einer Werbe-

flächengröße von jeweils maximal 5 m² zulässig. Die Gesamtfläche der Werbeanlagen darf 
je Gebäudeseite 5 % der jeweiligen Wandfläche nicht überschreiten. 

Stellplätze, Garagen / Nebenanlagen: 
(§ 12 (6) und § 14 BauNVO) 
  Fläche für Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 
 
Garagen, Stellplätze und ihre Zufahrten sowie Nebenanlagen i.S.v. § 14 BauNVO sind aus-
schließlich in den gekennzeichneten Bereichen zulässig. Ausgenommen davon sind die im Be-
stand vorhandenen und im Bebauungsplan dargestellten Verkehrsflächen. 
Maßnahmen und Flächen mit Bindungen für die Anpflanzung und Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 (1) Nr. 25 a und b BauGB) 
 
  Flächen mit Bindungen für die Erhaltung von Bepflanzungen 
 
Im Bereich der gekennzeichneten Flächen ist der vorhandene Bewuchs dauerhaft zu erhalten. 
Abgängige Laubbäume und Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen. 
 
  Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen 
 
Im Bereich der gekennzeichneten Fläche ist eine 3-reihige Feldhecke anzulegen. 
(Artenvorschläge und Pflanzschema: siehe Hinweis Nr. 4) 
  Standort eines zu erhaltenden Baumes 
 
Sonstige Planzeichen: 
 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
 (§ 9 (7) BauGB) 
 
 Abgrenzung von Teilflächen innerhalb einer überbaubaren Grundstücksflä-

che, die mit unterschiedlichen Festsetzungen zu den zulässigen Nutzungen 
belegt sind (§ 1 (8) BauNVO) 

Gemeindegrenze

LSG-Gebiet

FFH-Gebiet

NSG-Gebiet

EINORDNUNG DER PLANUNG IN DEN RÄUMLICHEN ZUSAMMENHANG 
ÜBERSICHTSPLAN  MAßSTAB 1 : 5.000 

 

0 100 200 300 400 m
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SONSTIGE DARSTELLUNGEN: 
 20,00 Bemaßung in Metern, z.B. 20,00 m 
 
 10 Flurstücksnummer, z.B. Flurstück Nr. 10 
 
  Flurstücksgrenze mit Grenzzeichen 
 
 199,76 Geländehöhe, z.B. 199,76 m ü. NHN 
 
Arnsberger Straße Straßenname, z.B. "Arnsberger Straße" 
 
   vorhandenes Nebengebäude 
 
   vorhandener Zaun, unverbindliche Darstellung 
 
   vorhandene Böschung, unverbindliche Darstellung 
 
   vorhandene Aufteilung der Verkehrsfläche, unverbindliche Darstellung 
 
   Grenze des FFH-Gebietes "Büecke und Hiddingser Schledde" 

FESTSETZUNGEN: 
Art der baulichen Nutzung: 
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 5 BauNVO) 
 MD Dorfgebiet 
Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben 
sowie der Versorgung der Bewohner des Gebiets dienenden Handwerksbetrieben. Auf die Belan-
ge der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten ist 
vorrangig Rücksicht zu nehmen. 
Zulässig sind gem. § 5 (2) BauNVO 
§ Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen Woh-

nungen und Wohngebäude, 
§ Landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen, 
§ Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Er-

zeugnisse, 
§ Sonstige Gewerbebetriebe, 
§ Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke, 
§ Gartenbaubetriebe. 

Ausnahmsweise Zulässigkeit von Nutzungen gem. § 1 (5) BauNVO: 
Die nach § 5 (2) Nr. 2, 3 und 5 BauNVO in Dorfgebieten allgemein zulässigen Nutzungsarten 
"Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten, sonstige Wohn-
gebäude sowie Schank- und Speisewirtschaften" sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ausnahmsweise zulässig. 
Ausschluss von Nutzungen gem. § 1 (5) BauNVO: 
Die nach § 5 (2) Nr. 5, 7 und 9 BauNVO in Dorfgebieten allgemein zulässigen Nutzungsarten 
"Einzelhandelsbetriebe", "Betriebe des Beherbergungsgewerbes", "Anlagen für kirchliche und 
kulturelle Zwecke" und "Tankstellen" sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zuläs-
sig. 
Ausschluss von Nutzungen gem. § 1 (6) BauNVO: 
Die nach § 5 (3) BauGB in Dorfgebieten ausnahmsweise zulässige Nutzungsart "Vergnügungs-
stätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO" ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
damit im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulässig. 
 MD* Dorfgebiet 
In den mit MD* gekennzeichneten Teilflächen der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflä-
chen ist gem. § 1 (9) BauNVO die Errichtung von Gebäuden oder Räumen, die dem dauerhaften 
Aufenthalt von Menschen dienen, nicht zulässig. (siehe Hinweis Nr. 4) 
Maß der baulichen Nutzung: 
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 – 21a BauNVO) 
 I maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse, 
  hier: ein Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 
 GRZ 0,6 Grundflächenzahl, hier: 0,6 (§ 19 BauNVO) 
Zur Bemessung der für die Ermittlung der Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO maßgeblichen 
"Fläche des Baugrundstücks" sind ausschließlich die innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes liegenden Grundstücksflächen ohne die festgesetzten Flächen mit Bindungen für 
die Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen zu be-
rücksichtigen. 
 OK 210,00 m maximal zulässige Höhe der Gebäude über NHN, 
  hier: 210,00 m (§ 18 BauNVO) 
Unterer Bezugspunkt zur Bemessung der Höhe der baulichen Anlagen ist Normalhöhennull 
(NHN). Oberer Bezugspunkt ist die Oberkante des Gebäudes. Untergeordnete Bauteile wie z.B. 
Ablufteinrichtungen dürfen die maximal zulässige Gebäudehöhe ausnahmsweise überschreiten, 
sofern nachgewiesen wird, dass dies technisch erforderlich ist. 
Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden: 
(§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 
 2 Wo Zahl der höchstzulässigen Wohnungen je Wohngebäude, hier: 2 

BUßGELDANDROHUNG: 
Gem. § 213 (1) Nr. 3 und (2) BauGB handelt ordnungswidrig, wer einer in einem Bebauungsplan 
nach § 9 (1) Nr. 25 b festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch zuwiderhandelt, 
dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000,00 € geahndet werden. 
Gem. § 70 (1) Nr. 17 Landschaftsgesetz NW in Verbindung mit § 12 (1) Baumschutzsatzung 
(BSS) der Stadt Soest handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
a. geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 BSS und ohne Ausnahmegenehmigung oder 

Erteilung einer Befreiung nach § 6 BSS entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesent-
lich verändert, 

b.der Anzeigepflicht des § 4 (2) BSS nicht nachkommt, 
c. Anordnungen zur Pflege, zur Erhaltung oder zur sonstigen Sicherung gefährdeter geschützter 

Bäume gem. § 5 (1) oder (2) BSS nicht Folge leistet, 
d.Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegenehmigung oder Erteilung einer Befreiung nach § 6 

nicht erfüllt, 
e. seinen Verpflichtungen nach §§ 7 oder 9 BSS nicht nachkommt, 
f. entgegen § 8 (1) oder (3) BSS geschützte Bäume nicht in den Lageplan einträgt oder 
g.§ 8 (2) Satz 1 BSS zuwiderhandelt. 
Gem. § 71 (1) Landschaftsgesetz NW in Verbindung mit § 12 (2) Baumschutzsatzung (BSS) der 
Stadt Soest können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
Gem. Denkmalschutzgesetz handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Anzeige 
eines Bodendenkmalfundes nicht oder nicht rechtzeitig erstattet und entdeckte Bodendenkmäler 
oder Entdeckungsstätten nicht nach § 16 (1) Denkmalschutzgesetz unverändert lässt. Ord-
nungswidrigkeiten können mit bis zu 250.000,00 € geahndet werden. 

Pflanzenbedarf für einen 20m-Abschnitt: 9xSL-Schlehe / 10xWD-Weißdorn / 8xHU-Hundsrose / 
8xHA-Hasel / 4xHR-Hartriegel / 4xSH-Schwarzer Holunder / 3xPF-Pfaffenhütchen / 2xSTEI-
Stieleiche / 4xFA-Feldahorn / 4xHB-Hainbuche / 2xES-Esche / 2xKD-Kreuzdorn 
Pflanzenqualität: Stieleiche und Hainbuche: 2x verpflanzt, Heister mit Ballen, 125/150 cm,  
 alle anderen Gehölze: 2x verpflanzt, ohne Ballen, 60/100 cm 
Pflanzschema für einen 20m langen Heckenabschnitt: - fortlaufend zu wiederholen 
 - Pflanzabstand: 1 m innerhalb der Reihen 

Saum: 1,5-2,0 m 
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HINWEISE: 
1. Kampfmittel / Altlasten / Boden / Abfälle: 
· Nach Aussage des Kampfmittelräumdienstes der Bezirksregierung lassen die zur Zeit vorhan-
denen Luftbilder ein Bombenabwurfgebiet, Schützengräben, Bunkeranlagen und Schützenlöcher 
erkennen. Daher sind das Absuchen der Freiflächen und Baugruben im Bombenabwurfgebiet 
und eine Testsondierung im Bereich der Schützengräben, Schützenlöcher und Bunkeranlagen 
erforderlich. Bei der Durchführung des Bauvorhabens ist auf außergewöhnliche Verfärbungen 
des Erdaushubes zu achten. Ist dies der Fall oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, 
so sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelräumdienst ist zu verständigen (Be-
zirksregierung Arnsberg - Kampfmittelräumdienst Hagen, Tel.: 02331-6927-0). 
· Im Zusammenhang mit dem Verkauf der militärischen Liegenschaft wurde vom Amt für Geo-
informationswesen der Bundeswehr eine Erfassung und Erstbewertung von Verdachtsflächen für 
das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes 
durchgeführt. Im Rahmen der Begutachtungen konnten keine Anzeichen für eine schädliche Bo-
denverunreinigung wahrgenommen werden. Eine akute Gefährdung von Boden und Grundwas-
ser kann nach Aussage des Gutachters ausgeschlossen werden, so dass weder im Rahmen der 
vorbereitenden noch der verbindlichen Bauleitplanung eine Kennzeichnung von Altlastenver-
dachtsflächen erfolgt. Der Bericht des Amtes für Geoinformationswesen der Bundeswehr ist An-
lage der Begründung zum Bebauungsplan. 
· Sollten dennoch bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt 
werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft / Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu be-
nachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des 
weiteren Vorgehens gesichert zu lagern. 
· Bei Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Abfälle, 
die nicht verwertet werden, sind soweit möglich auf den Entsorgungsanlagen im Kreis Soest zu 
beseitigen. 
· Mutterboden ist abzuschieben und einer Verwertung zuzuführen. 
· Sofern gewerblich genutzte Gebäude bzw. Anlagen abgebrochen werden, ist der Abteilung 
Abfallwirtschaft/Bodenschutz vor Beginn ein Abfallentsorgungskonzept vorzulegen. Der Ab-
bruchbeginn ist spätestens zwei Arbeitstage vorher durch eine Abbruchmeldung anzuzeigen. 
2. Bodendenkmäler: 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, 
d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natür-
lichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder 
pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Boden-
denkmälern ist der Stadt Soest als Untere Denkmalbehörde und/oder dem Westfälischen Muse-
um für Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761-9375-0; Fax 
02761-2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht 
vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschun-
gen bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW). 
3. Bundesfernstraßengesetz: 
Die Bundesstraße 229 im Westen des Plangebietes verläuft außerhalb der geschlossenen Ortsla-
ge. Planungen im Nahbereich der Trasse unterliegen daher den Bestimmungen des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG): Bauliche Anlagen, Anlagen der Außenwerbung sowie Aufschüttungen 
oder Abgrabungen größeren Umfangs müssen gem. § 9 (1) FStrG den in der Festsetzung ge-
nannten Abstand von 20 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn einhalten. Wenn bauli-
che Anlagen in einem Abstand von bis zu 40 m zur Bundesstraße errichtet, erheblich geändert 
oder anders genutzt werden sollen, bedürfen sie gem. § 9 (2) FStrG der Zustimmung der obers-
ten Landesstraßenbaubehörde. 
4. Waldabstand: 
Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen halten teilweise einen Abstand von nur 10 
m zum Wald ein. Da sich sowohl die Waldflächen als auch die überbaubaren Flächen im Besitz 
ein und derselben Person befinden, kann auf die Einhaltung eines größeren Waldabstandes ver-
zichtet werden. Vor dem Hintergrund der Gefahrenabwehr wird die einschränkende Festsetzung 
aufgenommen, dass in dem festgesetzten Abstand von ca. 35 m zum Wald die Errichtung von 
Gebäuden bzw. Räumen, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen, nicht zulässig 
ist. 
5.  Pflanzschema und Artenvorschläge für eine 3-reihige Feldhecke: 
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BEBAUUNGSPLAN NR. 1 
"EHEMALIGE BÜECKE-KASERNE" 
IM ECKBEREICH B 229 / K 32 
 
M. 1 : 1.000 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Übersichtsplan 1 : 25.000 
(© Kreis Soest / Landesvermessungsamt NRW Via-Mundi GmbH) 
 
vielhaber stadtplanung – städtebau 
Konrad-von-Bergheim-Weg 25 / 59757 Arnsberg 
 
Ausfertigung 22.04.2009 

VERFAHRENSVERMERKE 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Ehemalige Büecke-Kaserne" der Stadt Soest im Ortsteil 
Ruploh ist gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) durch den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt 
Soest am 07.08.2008 beschlossen worden. 
Der Aufstellungsbeschluss ist am 27.09.2008 ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Soest, den 07.10.2008 
 
 gez. Ruthemeyer 
 
                                                          Der Bürgermeister 
 
Gem. § 3 (1) BauGB wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in der Zeit vom 06.10.2008 
bis zum 21.10.2008 durchgeführt. Gleichzeitig wurden die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB beteiligt. 
Ort und Zeit der frühzeitigen Beteiligung wurden am 27.09.2008 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Soest, den 30.10.2008 
 
 gez. Ruthemeyer 
 
                                                         Der Bürgermeister 
 
Gem. § 3 (2) BauGB wurde die öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit Begründung und den 
wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 19.03.2009 bis 
zum 20.04.2009 durchgeführt. Gleichzeitig wurden die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB beteiligt. 
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden am 11.03.2009 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Soest, den 29.04.2009 
 
 gez. Ruthemeyer 
 
                                                         Der Bürgermeister 
 
Gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land NW und § 2 und § 10 BauGB hat der Rat der Stadt 
Soest am 30.06.2009 diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 
 
Soest, den 07.10.2009 
 
 gez. Ruthemeyer 
 
                                                         Der Bürgermeister 
 
Der Satzungsbeschluss ist gem. § 10 (3) BauGB am 27.03.2010 ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 1 "Ehemalige Büecke-Kaserne" der Stadt 
Soest im Ortsteil Ruploh in Kraft. 
 
Soest, den 27.03.2010 
 
 gez. Ruthemeyer 
 
                                                         Der Bürgermeister 
 
Stadt Soest 
Abteilung Stadtentwicklung 
 
Soest, den 19.03.2010 
 
 
 
 gez. Tubes 
 
                     Abteilungsleiter 
 
Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990. 
Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig. 
 
Soest, den 21.05.2010 
 
 gez. R. Ludwig 
 
                                                   Öffentl. best. Verm.-Ing. 
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